o~y
i
W Sammlung der Rechtsprechung

SCHLUSSANTRAGE DES GENERALANWALTS
YVES BOT
vom 19. April 2012"

Verbundene Rechtssachen C-71/11 und C-99/11

Bundesrepublik Deutschland
gegen
Y (C-71/11),
Z (C-99/11)

(Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgerichts [Deutschland])

»Richtlinie 2004/83/EG — Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Fliichtlinge — Voraussetzungen fiir die Anerkennung als
Flicchtling — Art. 9 — Begriff ,Verfolgungshandlungen’ — Bestehen einer begriindeten Furcht vor
Verfolgung — Schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit — Pakistanische Staatsangehorige, die
der Ahmadiyya-Glaubensgemeinschaft angehéren — MafSnahmen der pakistanischen Behorden zur
Beschrinkung des Rechts, sich offentlich zu seinem Glauben zu bekennen®

1. Mit den vorliegenden Vorabentscheidungsersuchen wird der Gerichtshof ersucht, zu definieren,
welche Handlungen im Zusammenhang mit einer schwerwiegenden Verletzung der Religionsfreiheit
eine ,Verfolgungshandlung® darstellen. Dies ist eine grundsatzliche Frage, denn die Antwort darauf
entscheidet dariiber, welcher Asylsuchende Anspruch auf Anerkennung als Fliichtling hat und
internationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 2004/83/EG* in Anspruch nehmen kann.

2. Diese Ersuchen sind ergangen in Streitsachen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten
durch das Bundesministerium des Innern, dieses vertreten durch das Bundesamt fiir Migration und
Flicchtlinge®, und zwei pakistanischen Staatsangehoérigen, Y (C-71/11) und Z (C-99/11), die die
Anerkennung als Fliichtlinge begehren. Beide Personen sind aktive Mitglieder der
Ahmadiyya-Glaubensgemeinschaft, einer innerislamischen Erneuerungsbewegung, die von den in
Pakistan mehrheitlichen sunnitischen Muslimen seit Langem als abtriinnig betrachtet wird und deren
religiose Betdtigung strengen Beschriankungen durch das pakistanische Strafgesetzbuch unterliegt. Y
und Z konnen sich daher nicht offentlich zu ihrem Glauben bekennen, ohne Gefahr zu laufen, dass
diese Handlungen als Blasphemie aufgefasst werden, ein Tatbestand, der nach den Vorschriften des
pakistanischen Strafgesetzbuchs mit einer Freiheitsstrafe oder sogar der Todesstrafe geahndet werden
kann.

3. Das deutsche Bundesverwaltungsgericht stellt dem Gerichtshof im Wesentlichen drei Fragen.
Zunidchst mochte es wissen, inwiefern eine Verletzung der Religionsfreiheit und insbesondere des
Rechts des Einzelnen auf offentliche Ausiibung seines Glaubens eine ,Verfolgungshandlung” im Sinne
von Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie sein kann.

1 — Originalsprache: Franzosisch.

2 — Richtlinie des Rates vom 29. April 2004 iiber Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und iiber den Inhalt des zu gewéhrenden
Schutzes (ABL L 304, S. 12, berichtigt im ABL 2005, L 204, S. 24, im Folgenden: Richtlinie).

3 — Im Folgenden: Bundesamt.
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4. Sodann mochte das vorlegende Gericht wissen, ob der Begriff der Verfolgungshandlung nicht auf
Eingriffe in den ,Kernbereich” der Religionsfreiheit beschrankt ist.

5. SchliefSlich mochte es vom Gerichtshof wissen, ob die Furcht eines Fliichtlings vor Verfolgung
gemafd Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie begriindet ist, wenn er die Absicht hat, bei seiner Riickkehr in
sein Herkunftsland religiose Handlungen auszuiiben, die ihn einer Gefahr fiir sein Leben, seine
Freiheit oder seine Unversehrtheit aussetzen, oder ob stattdessen von dieser Person erwartet werden
kann, dass sie auf die Ausiibung dieser Handlungen verzichtet.

I — Der unionsrechtliche Rahmen

6. Das gemeinsame europdische Asylsystem beruht auf der uneingeschriankten und umfassenden
Anwendung des Abkommens iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge* und auf der Achtung der in der
Charta der Grundrechte der Europiischen Union verankerten Rechte und Prinzipien®.

7. Im Rahmen dieser Regelung sollen mit der Richtlinie fiir samtliche Mitgliedstaaten Mindestnormen
und gemeinsame Kriterien fiir die Anerkennung von Asylbewerbern als Fliichtlinge im Sinne von
Art. 1 der Genfer Konvention eingefithrt werden. Es steht den Mitgliedstaaten demzufolge frei, zur
Entscheidung der Frage, wer als Fliichtling gilt, glinstigere Normen zu erlassen oder beizubehalten,
sofern diese Normen mit der Richtlinie vereinbar sind®.

8. Der Begriff ,Fliichtling” bezeichnet nach der Definition in Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie ebenso wie
nach derjenigen in Art. 1 Abschnitt A Ziff. 2 Abs. 1 der Genfer Konvention

»einen Drittstaatsangehorigen, der aus der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse,
Religion, Staatsangehdérigkeit, politischen Uberzeugung oder Zugehérigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe sich auflerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehorigkeit er besitzt, und den
Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch
nehmen will ...

9. Die Verfasser der Genfer Konvention haben entschieden, den Begriff , Verfolgungshandlung“ nicht
zu definieren. Er ist in Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie folgendermaflen definiert:

»Als Verfolgung im Sinne des Artikels 1A der Genfer Fliichtlingskonvention gelten Handlungen, die

a)  aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende
Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, von denen
gemalS Artikel 15 Absatz 2 der Europdischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten[’] keine Abweichung zuléssig ist, oder

b) in einer Kumulierung unterschiedlicher MafSnahmen, einschliefSlich einer Verletzung der
Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in dhnlicher wie der
unter Buchstabe a) beschriebenen Weise betroffen ist.”

4 — Dieses am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichnete Abkommen (United Nations Treaty Series, Bd. 189, S. 150, Nr. 2545 [1954], im Folgenden:
Genfer Konvention) ist am 22. April 1954 in Kraft getreten. Es wurde durch das am 4. Oktober 1967 in Kraft getretene Protokoll iiber die
Rechtsstellung der Flichtlinge vom 31. Januar 1967 erginzt. Interessant ist auch der Hinweis auf das vom Amt des Hohen
Fluchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) herausgegebene Handbuch tiber Verfahren und Kriterien zur Feststellung der
Flichtlingseigenschaft gemafl dem Abkommen von 1951 und dem Protokoll von 1967 iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge, Januar 1992,
im Internet abrufbar unter http://unhcr.org/refworld/docid/3ae6b32b0.html.

5 — Im Folgenden: Charta. Vgl. Art. 78 Abs. 1 AEUV und Art. 18 der Charta sowie den zehnten Erwigungsgrund der Richtlinie.

6 — Art. 3 der Richtlinie.

7 — Diese Konvention (im Folgenden: EMRK) wurde am 4. November 1950 in Rom unterzeichnet.
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10. Art. 9 Abs. 2 der Richtlinie enthalt schlieflich eine nicht abschliefSende Liste von Handlungen, die
als Verfolgung gelten konnen. Zu diesen Handlungen gehoren insbesondere die ,Anwendung
physischer oder psychischer Gewalt, einschliefdlich sexueller Gewalt®, ,gesetzliche, administrative,
polizeiliche und/oder justizielle Mafinahmen, die als solche diskriminierend sind oder in
diskriminierender Weise angewandt werden, und ,unverhéltnismiflige oder diskriminierende
Strafverfolgung oder Bestrafung”.

11. Auflerdem muss gemdfd Art. 9 Abs. 3 der Richtlinie zwischen der Verfolgungshandlung und den
finf in Art. 10 der Richtlinie genannten Griinden ein Kausalzusammenhang bestehen. Einer dieser
Griinde ist die Religion.

12. In Art. 10 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie heif3t es:

b) Der  Begriff Religion  umfasst theistische, nichttheistische = und  atheistische
Glaubensiiberzeugungen, die Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an religiosen Riten im privaten
oder oOffentlichen Bereich, allein oder in Gemeinschaft mit anderen, sonstige religiose
Betdtigungen oder Meinungsduflerungen und Verhaltensweisen Einzelner oder der
Gemeinschaft, die sich auf eine religiose Uberzeugung stiitzen oder von ihr geprigt sind.“

II - Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

13. Mit Bescheiden vom 4. Mai 2004 und vom 8. Juli 2004 lehnte das Bundesamt die von Y (C-71/11)
und von Z (C-99/11) gestellten Asylantrage nach Art. 16a Abs. 1 des Grundgesetzes ab und stellte fest,
dass keine hinreichenden Anhaltspunkte dafiir bestiinden, dass die Betroffenen ihr Herkunftsland aus
begriindeter Furcht vor Verfolgung verlassen hitten.

14. Auf die vom Verwaltungsgericht erlassenen Urteile hin entschied jedoch das
Oberverwaltungsgericht mit Urteilen vom 13. November 2008, dass Y und Z als aktive Ahmadis einer
Verfolgungsgefahr im Sinne von § 60 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes iiber den Aufenthalt, die
Erwerbstitigkeit und die Integration von Auslindern im Bundesgebiet in der am 25. Februar 2008
veroffentlichten Fassung® ausgesetzt seien und dass sie ihren Glauben im Fall einer Riickkehr in ihr
Herkunftsland nicht weiterhin offentlich ausiiben konnten, ohne sich einer Gefahr fiir ihren Leib, ihr
Leben oder ihre Freiheit auszusetzen.

15. In beiden Rechtssachen wurde daraufthin Revision zum Bundesverwaltungsgericht eingelegt. Dieses
hat Zweifel an der Auslegung der Richtlinie, insbesondere aufgrund einer unterschiedlichen
Rechtsprechung der deutschen Gerichte.

16. Deshalb hat das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen seines Vorlagebeschlusses in der
Rechtssache C-99/11 zwei in der Rechtsprechung entwickelte Leitlinien dargelegt’. Die erste, vom
Bundesamt und vom Bundesbeauftragten fiir Asylangelegenheiten vertretene Leitlinie wurde vor
Inkrafttreten der Richtlinie entwickelt und beschrankt den Begriff der Verfolgung auf Handlungen, die
in den ,Kernbereich® der Religionsfreiheit oder in das ,religiose Existenzminimum® eines Menschen
eingreifen. Dieser ,Kernbereich“ beinhaltet zum einen das Recht jedes Einzelnen, die Religion seiner
Wahl oder keine Religion zu haben, und zum anderen das Recht, seinen Glauben im privaten Bereich

8 — BGBL I S. 162. Diese Vorschrift bestimmt: ,In Anwendung [der Genfer Konvention] darf ein Ausliander nicht in einen Staat abgeschoben
werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehdrigkeit, seiner Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Uberzeugung bedroht ist.”

9 — Siehe auch die Erwdgungen des Bundesverwaltungsgerichts in dessen Urteil vom 5. Mérz 2009 (BVerwG 10 C 51.07), im Internet abrufbar
unter http://www.bverwg.de.
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oder im Kreis derer zu bekennen, die demselben Glauben anhingen'. Gemif§ dieser Rechtsprechung
handelt es sich bei den Beschrankungen der offentlichen Religionsausiibung, wie sie den Mitgliedern
der Ahmadiyya-Glaubensgemeinschaft auferlegt werden, nicht um eine hinreichend schwerwiegende
Verletzung der Religionsfreiheit, um als eine Verfolgungshandlung eingestuft werden zu konnen,
sofern der Einzelne nicht bereits einer ernst zu nehmenden Gefahr fiir seinen Leib, sein Leben oder
seine Freiheit ausgesetzt war. Wenn das nicht der Fall war, erwarten die Behérden von ihm, dass er
sich bei seiner Riickkehr in sein Herkunftsland angemessen verhilt, indem er sich jeglicher
offentlichen Austibung seiner Religion enthélt oder eine solche Ausiibung einschrankt.

17. Die zweite von der Rechtsprechung entwickelte Leitlinie wird seit dem Inkrafttreten der Richtlinie
vom Oberverwaltungsgericht und anderen deutschen Verwaltungsgerichten vertreten. Sie weitet den
Begriff der Verfolgung auf Eingriffe aus, die gegen bestimmte Betétigungen der Glaubensausiibung in
der Offentlichkeit gerichtet sind. Der letztgenannte Fall konnte fiir Handlungen gelten, die fiir den
Einzelnen eine besondere Bedeutung haben und/oder ein zentraler Bestandteil der Glaubenslehre sind.

18. Unter diesen Umstdnden und um seine Zweifel zu beseitigen, hat das Bundesverwaltungsgericht
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung
vorzulegen, deren Wortlaut in den beiden Rechtssachen C-71/11 und C-99/11 nahezu identisch ist:

1. Ist Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2004/83 dahin auszulegen, dass nicht jeder Eingriff in
die Religionsfreiheit, der gegen Art. 9 EMRK verstofst, eine Verfolgungshandlung im Sinne der
erstgenannten Vorschrift darstellt, sondern liegt eine schwerwiegende Verletzung der
Religionsfreiheit als grundlegendes Menschenrecht nur dann vor, wenn ihr Kernbereich betroffen
ist?

2. Im Fall der Bejahung der ersten Frage:

a) Ist der Kernbereich der Religionsfreiheit auf das Glaubensbekenntnis und auf
Glaubensbetitigungen im hauslichen und nachbarschaftlichen Bereich beschrankt, oder kann
eine Verfolgungshandlung im Sinne von Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2004/83 auch
darin liegen, dass im Herkunftsland die Glaubensausiibung in der Offentlichkeit zu einer
Gefahr fiir Leib, Leben oder physische Freiheit fithrt und der Antragsteller deshalb auf sie
verzichtet?

b) Falls der Kernbereich der Religionsfreiheit auch bestimmte Glaubensbetitigungen in der
Offentlichkeit umfassen kann:

— Geniigt es in diesem Fall fiir eine schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit, dass
der Antragsteller diese Betitigung seines Glaubens fiir sich selbst als unverzichtbar
empfindet, um seine religiose Identitdt zu wahren,

— oder ist auflerdem erforderlich, dass die Religionsgemeinschaft, der der Antragsteller
angehort, diese religiose Betdtigung als zentralen Bestandteil ihrer Glaubenslehre ansieht,

— oder konnen sich aus sonstigen Umstidnden, etwa den allgemeinen Verhéltnissen im
Herkunftsland, weitere Einschrinkungen ergeben?

10 — Auf dieser Rechtsprechung beruhen die Erkldrungen der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Vorarbeiten zum Erlass der Richtlinie,
insbesondere zu ihrem Art. 10 Abs. 1 Buchst. b. Die Bundesrepublik Deutschland weist darauf hin, dass ,[n]Jach der Genfer
Fluchtlingskonvention die Religionsaustibung im privaten, nicht im offentlichen Bereich geschiitzt ist“ (vgl. Art. 12 Buchst. b des auf der
Internetseite des Rates der Européischen Union abrufbaren Dokuments Nr. 7882/02).
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3.  Fir den Fall, dass Frage 1 zu bejahen ist:

Liegt eine begriindete Furcht vor Verfolgung im Sinne von Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie
2004/83 dann vor, wenn feststeht, dass der Antragsteller bestimmte - auflerhalb des
Kernbereichs liegende — religiose Betdatigungen nach Riickkehr in das Herkunftsland vornehmen
wird, obwohl sie zu einer Gefahr fiir Leib, Leben oder physische Freiheit fithren werden, oder ist
es dem Antragsteller zuzumuten, auf solche kiinftigen Betdtigungen zu verzichten?

19. Schriftliche Erklarungen haben eingereicht die Parteien der Ausgangsverfahren, die deutsche, die
franzosische und die niederlédndische Regierung sowie die Europaische Kommission.

III - Rechtliche Wiirdigung

A — Vorbemerkungen

20. Gemifs Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie setzt die Anerkennung als Flichtling voraus, dass der
betroffene Drittstaatsangehorige eine begriindete Furcht hegt, in seinem Herkunftsland wegen seiner
Rasse, Religion, Staatsangehorigkeit, politischen Uberzeugung oder Zugehérigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe verfolgt zu werden .

21. Fir die Gewdhrung des Fliichtlingsstatus muss die fiir die Priiffung des Asylantrags zustdndige
Behorde demnach zu der Schlussfolgerung gelangen, dass eine Verfolgung oder die Gefahr einer
Verfolgung in Bezug auf den Betroffenen vorliegt.

22. Aus Art. 9 in Verbindung mit Art. 10 der Richtlinie ergibt sich, dass der Begriff der Verfolgung
zwei Elemente beinhaltet. Das erste ist das materielle Element, d. h. die in Art. 9 der Richtlinie
definierte ,Verfolgungshandlung”. Dieses Element ist entscheidend, denn es ist der Grund fir die
Furcht des Einzelnen und erklart, weshalb es ihm unmoglich ist oder weshalb er sich weigert, den
Schutz seines Herkunftslands in Anspruch zu nehmen. Das zweite Element ist das intellektuelle
Element. Es ist der Beweggrund im Sinne von Art. 10 der Richtlinie dafiir, dass die Handlung oder die
Reihe von Handlungen oder MafSnahmen durchgefiihrt oder ergriffen werden.

23. Die fiir die Priffung des Asylantrags zustindige Behorde muss anschlieflend anhand einer
Beurteilung des Sachverhalts und der Umstinde im Zusammenhang mit dem Antrag auf
internationalen Schutz priifen, ob die Furcht des Fliichtlings, nach Riickkehr in sein Herkunftsland
verfolgt zu werden, begriindet ist.

24. Mit seinen Fragen ersucht das vorlegende Gericht den Gerichtshof, den Umfang dieser beiden
Voraussetzungen im Zusammenhang mit einem Asylantrag zu erldutern, der auf einen Eingriff in die
Religionsfreiheit gestiitzt ist.

25. Die Bedeutung der Antwort auf die Fragen des vorlegenden Gerichts liegt auf der Hand.

26. Es geht darum, festzustellen, welcher Asylbewerber mit Recht befiirchten kann, aufgrund eines

Eingriffs in seine Religionsfreiheit einer ,Verfolgungshandlung” ausgesetzt zu sein, und demzufolge
Anspruch auf Anerkennung als Fliichtling hat.

11 — Hervorhebung nur hier.
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27. Der Gerichtshof kann dadurch nicht nur fiir sdmtliche Mitgliedstaaten einheitliche
Beurteilungskriterien fiir die individuelle Priifung eines auf die Religionszugehorigkeit gestiitzten
Antrags auf internationalen Schutz festlegen, sondern auch Mindestvoraussetzungen einfithren, die
diese Staaten einhalten miissen, wenn sie bei einem Asylbewerber, der in seinem Herkunftsland
hinsichtlich der Ausiibung seiner Religionsfreiheit einer ernsthaften Beschriankung unterliegt, nicht
anerkennen wollen, dass eine Verfolgungshandlung vorliegt.

28. Die Antwort auf die Fragen des vorlegenden Gerichts muss sich an dem Ziel orientieren, das der
Unionsgesetzgeber im Rahmen des gemeinsamen europdischen Asylsystems aufgestellt hat. Das Ziel
besteht ndmlich nicht darin, einem Einzelnen immer dann Schutz zu gewidhren, wenn er in seinem
Herkunftsland die in der Charta oder in der EMRK eingerdumten Rechte nicht in vollem Umfang
tatsdchlich ausiiben kann, sondern darin, die Anerkennung als Fliichtling auf Personen zu
beschranken, die der Gefahr einer schwerwiegenden oder systematischen Verletzung ihrer wichtigsten
Rechte ausgesetzt sind und deren Leben in ihrem Herkunftsland unertréglich geworden ist.

29. Deshalb ist es unerldsslich, den Begriff der Verfolgungshandlung von allen anderen Arten
diskriminierender Mafinahmen abzugrenzen. Es ist somit zu unterscheiden zwischen dem Fall, dass
eine Person bei der Ausiibung eines ihrer Grundrechte einer Beschrinkung oder einer
Diskriminierung ausgesetzt ist und aus personlichen Griinden oder zur Verbesserung ihrer
Lebensbedingungen oder ihres sozialen Status auswandert, und dem Fall, dass die Person einer so
schwerwiegenden Beschridnkung unterliegt, dass sie Gefahr ldauft, dadurch ihrer wichtigsten Rechte
beraubt zu werden, ohne den Schutz ihres Herkunftslands erlangen zu kénnen.

B — Zur ersten Frage

30. Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob und gegebenenfalls inwiefern
eine Handlung, die die Religionsfreiheit und insbesondere das Recht jedes Einzelnen, seinen Glauben
zu bekennen, beschriankt, eine Verfolgungshandlung im Sinne von Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der
Richtlinie darstellt.

31. Fir die Beantwortung dieser Frage ist meiner Ansicht nach zuerst zu priifen, ob von einer Person
verlangt werden kann, dass sie einige Aspekte ihrer Religionsausiibung auf einen, wie das vorlegende
Gericht es nennt, ,Kernbereich beschrankt. Falls diese Frage namlich zu bejahen ist, hitte dies eine
unmittelbare Auswirkung auf den Anwendungsbereich von Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie.

1. Die Religionsfreiheit im Rahmen der Richtlinie

32. Die Religionsfreiheit ist in der Européischen Union in Art. 10 Abs. 1 der Charta verankert. Diese
Freiheit ist gleichlautend auch in Art. 9 Abs. 1 EMRK festgelegt. Gemafl Art. 52 Abs. 3 der Charta
sind die Bedeutung und der Umfang dieser Freiheit unter Beriicksichtigung der hierzu vom
Europiischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (EGMR) entwickelten Rechtsprechung zu bestimmen .

33. Dem EGMR zufolge ist die Religionsfreiheit einer der Grundpfeiler einer demokratischen
Gesellschaft. Sie ist demnach ein wesentliches Element fiir die Identitit der Glaubigen und ihre
Lebensauffassung sowie ein wertvolles Gut fiir Atheisten, Agnostiker, Skeptiker und Gleichgiiltige *.

12 — Urteil des Gerichtshofs vom 22. Dezember 2010, DEB (C-279/09, Slg. 2010, I-13849, Randnr. 35).

13 — EGMR, Urteil Metropolitanische Kirche von Bessarabien u. a./Moldawien vom 13. Dezember 2001, Reports of Judgements and Decisions,
2001-XII, §§ 114 ff. sowie die dort angefiithrte Rechtsprechung.
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34. Zum einen umfasst die innere Religionsfreiheit die Freiheit, eine Religion zu haben, keine Religion
haben oder sie zu wechseln. Der Begriff der Religion wird weit ausgelegt, denn die Richtlinie erfasst,
wie sich an ihrem Art. 10 Abs. 1 Buchst. b zeigt, theistische, nichttheistische und atheistische
Glaubensiiberzeugungen. Er bezieht sich nicht nur auf traditionelle Religionen wie den katholischen
oder den islamischen Glauben, sondern auch auf jingere und Minderheitsreligionen.

35. Dieser Teil der Religionsfreiheit genief3t absoluten Schutz.

36. Zum anderen umfasst die Religionsfreiheit das Recht, seinen Glauben zu bekennen. Dieses
Glaubensbekenntnis kann sehr unterschiedliche Formen annehmen, denn es kann einzeln oder
gemeinsam, privat oder oOffentlich durch Gottesdienst, Unterricht, Brauche oder Riten zum Ausdruck
gebracht werden.

37. Das Recht, seinen Glauben zu bekennen, gilt jedoch nicht absolut. Es schiitzt nicht jede durch eine
Religion oder einen Glauben motivierte oder inspirierte Handlung und gewéhrleistet nicht immer das
Recht, sich in einer bestimmten Art und Weise zu verhalten, die auf einer religiosen Anschauung
beruht'. Auflerdem kann es unter den in Art. 52 Abs. 1 der Charta und Art. 9 Abs. 2 EMRK
ausdriicklich vorgesehenen Voraussetzungen auf nationaler Ebene Beschrankungen unterliegen.

38. Ist in diesem Zusammenhang bei den Religionen ein ,Kernbereich® zu erkennen, den die
nationalen Behorden unter der Kontrolle der nationalen Gerichte und des von ihnen — wie hier
geschehen — um Vorabentscheidung ersuchten Gerichtshofs bestimmen miissten?

39. Dies ist meines Erachtens aus mehreren Griinden eindeutig zu verneinen.

40. Erstens scheint mir dieser Ansatz gegen den Wortlaut der Art. 9 und 10 der Richtlinie zu
verstofen.

41. Zunichst unterliegt ein derartiges Vorgehen - egal, wie sorgfiltig man dabei vorgeht -
offensichtlich und zwangslaufig der Gefahr, willkiirlich zu sein. Daraus resultiert die Moglichkeit, ja die
Gewissheit, dass sich letztlich ebenso viele Glaubensrichtungen wie Menschen ergeben. Eine solche
Bedingtheit kann bei der Definition eines fiir alle Menschen derart wichtigen und personlichen
Begriffs nicht dem Ziel der Richtlinie entsprechen, eine fiir alle Beteiligten erkennbare allgemeine
Grundlage zu schaffen.

42. So hat der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte in seinem Urteil Leyla Sahin/Tiirkei in
Bezug auf das Tragen des islamischen Kopftuchs an der Universitit von Istanbul (Tiirkei) festgestellt,
dass ,in Europa keine einheitliche Auffassung zur Bedeutung der Religion in der Gesellschaft zu
erkennen ist ..., und die Bedeutung und die Auswirkungen von Handlungen, die Ooffentlicher
Ausdruck einer religiosen Uberzeugung sind, sind je nach Zeit und Kontext unterschiedlich“”. Stellen
wir uns dies nun weltweit und iiber die Jahrhunderte vor. Die Religion steht nicht nur fiir einen
Glauben, sondern auch fiir Personengruppen mit einer aufgrund ihrer Rasse oder Staatsangehorigkeit
einheitlichen Identitit. Sie vermischt nationale und kulturelle Traditionen, impliziert radikale,
konservative oder reformistische Auslegungen und umfasst eine Vielzahl von Glaubensrichtungen,
Riten und Gebrauchen, die fiir einige Religionen wichtig, fiir andere dagegen unwichtig sind.

43. Die Ausiibung von Riten kann zeremonielle Handlungen bei bestimmten Lebensabschnitten und
verschiedene mit diesen Lebensabschnitten verbundene Handlungen umfassen, darunter den Bau von
Gebetshdusern, die Anwendung ritueller Formeln und ritueller Gegensténde, die Zurschaustellung von
Symbolen und die Einhaltung von Feier- und Ruhetagen. Hinzu kommen Gebriauche wie die

14 — EGMR, Urteil vom 10. November 2005, Leyla Sahin/Ttirkei, Reports of Judgements and Decisions, 2005-XI, § 105.
15 — § 109 des Urteils und die dort angefiihrte Rechtsprechung.
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Einhaltung von Erndhrungsvorschriften und das Tragen von Kleidern oder von Kopfbedeckungen im
Einklang mit der jeweiligen Religion. Auflerdem konnen das Ausiiben und das Unterrichten der
Religion die Freiheit des Einzelnen beinhalten, seine religiosen Fiihrer, seine Priester und seine Lehrer
zu wihlen, Versammlungen abzuhalten, religiose Seminare oder Schulen zu griinden,
Wohltitigkeitseinrichtungen zu unterhalten, Publikationen zu verfassen, herauszugeben und zu
verbreiten "°.

44. Jede dieser Handlungen hat je nach Religion und — innerhalb ein und derselben Gemeinschaft — je
nach der Personlichkeit des Einzelnen eine besondere Bedeutung. Deshalb sind nach Ansicht des
Amtes des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) Asylantrige, die auf die
Religion gestiitzt sind, am kompliziertesten .

45. All diese Gesichtspunkte sprechen also fiir eine weite Auslegung der Religionsfreiheit unter
Einbeziehung all ihrer Bestandteile, seien sie 6ffentlich oder privat, kollektiver oder individueller Art.

46. Dies ist sicherlich der Grund, weshalb der Unionsgesetzgeber bei der Formulierung von Art. 9
Abs. 1 der Richtlinie hervorgehoben hat, dass eine Verfolgungshandlung aus einer tatsdchlichen
Handlung besteht, deren Wesen das objektivste Kriterium fiir die Beurteilung des Vorliegens einer
Verfolgung ist, und zwar iiber die beeintrachtigte Freiheit hinaus, sobald die Handlung auf einem der
in Art. 10 der Richtlinie genannten Griinde beruht. Wiirde beispielsweise entschieden, dass der
»Kernbereich“ aus dem besteht, was ich als ,innere Religionsfreiheit” bezeichnet habe, wire eine
schwerwiegende Handlung, die diese Freiheit verletzt, eine Verfolgung, nicht jedoch eine Handlung,
die lediglich die dufSere Religionsfreiheit beeintrachtigt. Das hdtte jedoch meines Erachtens keinen
Sinn.

47. Auflerdem nennt Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie nur die grundlegenden Menschenrechte,
von denen keine Abweichung zuléssig ist. Der Unionsgesetzgeber wollte die im Rahmen der Richtlinie
geschiitzten Rechte nicht weiter unterteilen, sondern einen Text erstellen, der hinreichend offen und
anpassbar ist, um sehr unterschiedliche und sich stindig entwickelnde Arten von Verfolgung zu
erfassen'®. Eine derartige Auslegung wiirde eine entsprechende Anwendung auf andere Freiheiten und
Grundrechte ermoglichen und liefe Gefahr, dass der Anwendungsbereich des internationalen Schutzes
weitaus starker eingeschrankt wiirde, als es der Unionsgesetzgeber mit seiner Formulierung wollte.

48. Schliefllich ist bei Antriagen auf Anerkennung der Fliichtlingseigenschaft aufgrund religioser
Verfolgung ohne Weiteres festzustellen, dass sich das materielle und das intellektuelle Element der
Verfolgung, auf die sich die Art. 9 bzw. 10 der Richtlinie beziehen, iiberschneiden. Es gibt daher
keinen objektiven Grund, zwischen dem Bereich der Religionsfreiheit, der sich auf eine materielle
Verfolgungshandlung nach Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie bezieht, und dem, der einen
Verfolgungsgrund nach Art. 10 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie darstellt, eine Unterscheidung zu
treffen.

16 — Vgl. Art. 6 der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 25. November 1981 verkiindeten Erklarung iiber die Beseitigung
aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Uberzeugung und Abs. 4 der Allgemeinen Bemerkung
Nr. 22 des Menschenrechtsausschusses zu Art. 18 des von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 16. Dezember 1966
erlassenen und am 23. Mérz 1976 in Kraft getretenen Internationalen Pakts tiber biirgerliche und politische Rechte.

17 — Vgl. informationshalber Richtlinien zum Internationalen Schutz Nr. 6: Antrage auf Anerkennung der Fliichtlingseigenschaft aufgrund
religiéser Verfolgung im Sinne des Art. 1A(2) des Abkommens von 1951 und/oder des Protokolls von 1967 iiber die Rechtsstellung der
Flichtlinge, herausgegeben vom Hohen Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) am 28. April 2004, verfiigbar unter
folgender Internetadresse: http://www.unhcr.org/cgi-bin/texis/vtx/refworld/rwmain/opendocpdf.pdf?reldoc=y&amp;docid=487e10e02, und
die in Fn. 16 der vorliegenden Schlussantrige erwéihnte Allgemeine Bemerkung Nr. 22.

18 — Vgl. Bemerkungen der Kommission zu Art. 11 (,Art der Verfolgung®) (jetzt Art. 9 der Richtlinie) in ihrem Vorschlag vom 12. September
2001 fiir eine Richtlinie des Rates iiber Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen
als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen (KOM[2001] 510 endg.).
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49. Zweitens gibt es in der Rechtsprechung des Gerichtshofs und insbesondere in der des EGMR
keinen Gesichtspunkt, der es zuliefSe, dass der ,Kernbereich“ der Religionsfreiheit auf die ,innere
Religionsfreiheit“ und die Freiheit beschrankt wird, seinen Glauben im privaten Bereich oder im Kreis
derer zu bekennen, die demselben Glauben angehoren, mit der Folge, dass damit eine offentliche
Religionsausiibung ausgeschlossen wire.

50. Der EGMR hat in seinem erwdhnten Urteil Metropolitanische Kirche von Bessarabien
u. a./Moldawien festgestellt, dass ,das Bekenntnis in Worten und in Taten mit dem Bestehen
religioser Uberzeugungen zusammenhingt“’. Die Religionsausiibung ist mit dem Glauben untrennbar
verbunden und ist ein wesentlicher Bestandteil der Religionsfreiheit, sowohl fiir die 6ffentliche als auch
fir die private Religionsausiibung. Die in den Texten angesprochene Alternative ,privat oder
offentlich® bedeutet, wie die Europdische Kommission fiir Menschenrechte festgestellt hat, nichts
anderes, als dass es den Gldubigen erlaubt ist, ihren Glauben in der einen und/oder der anderen Art
und Weise zu bekunden, und darf nicht dahin ausgelegt werden, dass die beiden Alternativen sich
gegenseitig ausschliefen oder den Behérden eine Wahl lassen ™.

51. Drittens schliefllich werden im Fall einer Verfolgung — ein Begriff, der das Bild von verfolgten
Personen aufkommen lésst — die Folterer selbst den kleinsten oder noch so geringfiigigen Grund zum
Anlass nehmen, um an den Gldubigen Gewalttaten zu veriiben. Allein diese Gewalttaten sind aufgrund
ihrer Schwere und der ihrer Folgen in Verbindung mit dem geltend gemachten Grund das objektive
Kriterium der Verfolgung. Anhand dieses Kriteriums kann der von der Richtlinie angestrebte
gemeinsame Schwellenwert fiir alle Mitgliedstaaten festgelegt werden.

52. Die Verfolgung wird daher nicht durch den Bereich der Religionsfreiheit, sondern durch die Art
und die Folgen der Unterdriickung gekennzeichnet, die auf den Betroffenen ausgeiibt wird.

2. Die Verfolgungshandlung im Zusammenhang mit der Verletzung der Religionsfreiheit

53. Die Verfolgungshandlung ist, wie erwédhnt, in Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie definiert. Nach dieser
Vorschrift muss es sich um eine Handlung oder eine Reihe von Mafinahmen handeln, die aufgrund
ihrer Art oder Wiederholung ,so gravierend sind“, dass sie eine ,schwerwiegende Verletzung“ eines
grundlegenden Menschenrechts darstellen. Dieser Begriff wird also klar bestimmt anhand eines
objektiven Kriteriums, der Art und der Schwere der Handlung oder der Lage, in der sich der
Betroffene befunden hat, sowie der Folgen, die er in seinem Herkunftsland erlitten hat. Dieses
Element ist entscheidend, denn es muss geméafS Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie erkldren, weshalb der
Asylbewerber in sein Herkunftsland nicht zuriickkehren kann oder dorthin nicht zuriickkehren will.

54. Die fiir die Priifung des Asylantrags zustindige Behorde muss also zur Bestimmung der materiellen
Verfolgungshandlung die Art der konkreten Lage untersuchen, der der Betroffene in seinem
Herkunftsland ausgesetzt ist, wenn er von seiner Grundfreiheit Gebrauch macht oder gegen die
Beschrankungen verstofit, denen diese Grundfreiheit in seinem Herkunftsland unterliegt.

55. Aus den vorgenannten Griinden muss die fragliche Handlung meines Erachtens unter
Beriicksichtigung des Ziels des gemeinsamen europdischen Asylsystems eine besondere Schwere
aufweisen, z. B. derart, dass die betroffene Person in ihrem Herkunftsland zu Recht nicht mehr leben
kann oder es nicht mehr ertragen kann, dort zu leben.

19 — § 114 des Urteils.
20 — Vgl. Europdische Kommission fiir Menschenrechte, X/Vereinigtes Konigreich, Entscheidung vom 12. Mirz 1981, D.R. 22, S. 39, § 5.
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56. Bei der Verfolgung handelt es sich ndmlich um eine dufSerst gravierende Handlung, weil mit ihr in
flagranter Weise hartndckig die grundlegendsten Menschenrechte aus Griinden der Hautfarbe, der
Staatsangehorigkeit, des Geschlechts, der sexuellen Orientierung, der politischen Uberzeugung oder
des religiosen Bekenntnisses vorenthalten werden. Die Verfolgung beinhaltet — unabhéngig davon, in
welcher Form sie erfolgt, und tiber die durch sie hervorgerufene Diskriminierung hinaus — eine
Ablehnung der Person und ist darauf gerichtet, sie aus der Gesellschaft auszuschliefSen. Hinter der
Verfolgung steht der Gedanke eines Verbots, und zwar des Verbots, aufgrund seines Geschlechts in
Gemeinschaft mit anderen zu leben, des Verbots, im Hinblick auf seine Uberzeugungen
gleichbehandelt zu werden oder aufgrund seiner Rasse Zugang zur Gesundheitspflege und zum
Bildungswesen zu erhalten. Diese Verbote beinhalten eine Sanktion fiir das, was der Einzelne ist oder
wofiir er steht.

57. Deshalb stellt die Verfolgung, wenn sie kollektiv und systematisch gegen eine bestimmte
Bevolkerung betrieben wird, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne von Art. 7 Abs. 1
Buchst. h des Romischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs® und der Statuten der
Internationalen Strafgerichtshofe dar.

58. Die individuell und isoliert gegen eine Person gerichtete Verfolgungshandlung stellt fir den
Betroffenen eine ebenso schwere wie nicht hinnehmbare Beeintrichtigung dar, insbesondere seiner
grundlegendsten Rechte.

59. Dies ergibt sich im Ubrigen aus den Vorbereitungsarbeiten zu der Richtlinie.

60. Der Rat hat bereits in seinem Gemeinsamen Standpunkt 96/196/J1** den Begriff ,Verfolgung“ in
dem Sinne definiert, dass er sich auf Tatsachen bezieht, die eine gravierende Verletzung der
Menschenrechte, z. B. des Rechts auf Leben, des Rechts auf Freiheit oder des Rechts auf korperliche
Unversehrtheit, darstellen oder die es der Person eindeutig nicht erlauben, weiterhin in ihrem
Herkunftsland zu leben®.

61. Spater, im Jahr 2002, wies der Unionsgesetzgeber in den Arbeiten des Rates auf die grundlegenden
Menschenrechte hin und hob dabei insbesondere ,das Recht auf Leben, das Recht, nicht der Folter
unterworfen zu werden, und das Recht auf Freiheit und Sicherheit” hervor, bevor er aufgrund der von
einigen Mitgliedstaaten geduflerten Vorbehalte auf die Rechte einging, von denen gemaf Art. 15 Abs. 2
EMRK nicht abgewichen werden darf*.

62. Die Rechte, auf die sich diese Vorschrift bezieht, sind die sogenannten ,absoluten oder
sunverdufSerlichen” Rechte jedes Menschen. Sie diirfen keinerlei Beschrinkung unterliegen, nicht
einmal bei einem offentlichen Notstand. Dies gilt fiir das Recht auf Leben und das Recht auf Freiheit
vor Folter, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung, Sklaverei oder Leibeigenschaft sowie vor
willkiirlicher Verhaftung und Inhaftierung®.

63. Wenn daher ein Mann aus einem der in Art. 10 der Richtlinie genannten Griinde Gefahr lauft,
exekutiert, gefoltert oder ohne irgendeine Art von Prozess gefangen gehalten zu werden, oder eine
Frau Gefahr lduft, zwangsweise im Genitalbereich verstiimmelt oder versklavt zu werden, liegt darin
fir sich genommen offenkundig und unbestreitbar eine Verfolgungshandlung vor. Das Risiko der

21 — Dieses Statut wurde am 17. Juli 1998 in Rom erlassen und ist am 1. Juli 2002 in Kraft getreten, United Nations Treaty Series, Bd. 2187,
Nr. 38544. Nach Art. 7 Abs. 2 Buchst. g dieses Statuts bedeutet der Begriff ,Verfolgung” ,den volkerrechtswidrigen, vorsitzlichen und
schwer wiegenden Entzug von Grundrechten wegen der Identitét einer Gruppe oder Gemeinschaft®.

22 — Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 4. Mirz 1996 aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags iiber die Europdische Union betreffend die
harmonisierte Anwendung der Definition des Begriffs ,Fliichtling” in Artikel 1 des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 iiber die
Rechtsstellung der Flichtlinge (ABL L 63, S. 2).

23 — Nr. 4 des Gemeinsamen Standpunkts.
24 — Siehe die auf der Internetseite des Rates unter den Aktenzeichen 13620/01, 11356/02, 12620/02 und 13648/02 abrufbaren Dokumente.
25 — Diese Rechte sind jeweils in den Art. 2, 3, 4 Abs. 1 und 7 EMRK sowie in den Art. 2, 4, 5 Abs. 1 und 49 der Charta verankert.
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Schmerzen ist als solches schwer und nicht wiedergutzumachen, und die Unfihigkeit eines Staates,
seine Staatsangehorigen vor derartigen Ubergriffen zu schiitzen, gebietet die Gewihrung
internationalen Schutzes. Die Mitgliedstaaten sind im Ubrigen verpflichtet, diese Personen nicht in ihr
Herkunftsland zuriickzuschicken, widrigenfalls sie wegen Verstofles gegen Art. 19 Abs. 2 der Charta
und Art. 21 der Richtlinie sowie gegen ihre Verpflichtungen im Rahmen der EMRK zur
Verantwortung gezogen wiirden*.

64. Besteht die Verfolgungshandlung aus einem Eingriff in ein unverduflerliches Recht, liegt deshalb,
wenn dieser Eingriff auf Griinden einer religiosen Diskriminierung beruht, eine Verfolgung vor.

65. Was ist nun, wenn der Einzelne seinen Asylantrag auf einen Eingriff in sein Recht auf freie
Religionsausiibung stiitzt, das kein absolutes Recht im Sinne von Art. 15 Abs. 2 EMRK ist?

66. Auch hier ist meines Erachtens nach demselben Kriterium vorzugehen.

67. Das Recht, seine Religion auszuiiben, ist kein Recht, von dem nicht abgewichen werden darf.
Trotzdem ist es ein Grundrecht, und man koénnte denken, dass eine Beschrankung oder eine
Verletzung dieses Rechts selbst im Fall einer geringfiigigen Beeintriachtigung geahndet werden miisste.

68. Diese Beschriankung ist naturgemaf’ fiir das Leben in der Gesellschaft notwendig. Insofern kann die
Beschrankung einer religiosen Handlung durch eine Regelung, die ein Gleichgewicht zwischen den
verschiedenen religiosen Gebrdauchen in einem Staat gewdhrleisten soll, weder eine
»Verfolgungshandlung® noch ein Eingriff in die Religionsfreiheit sein. Eine solche Regelung dient
vielmehr der Aufrechterhaltung eines wahrhaften religiosen Pluralismus und dazu, innerhalb eines
Rechtsstaats und gemiafy Art. 52 Abs. 1 der Charta sowie Art. 9 Abs. 2 EMRK fiir eine friedliche
Koexistenz der einzelnen Bekenntnisse zu sorgen, wie es sich fiir eine demokratische Gesellschaft
gehort”. Aufgrund dieser Absicht ist es gerechtfertigt, bestimmte Verbote mit strafrechtlichen
Sanktionen zu versehen, sofern die vorgesehenen Sanktionen verhdltnismaflig sind und unter
Wahrung der garantierten individuellen Freiheiten, insbesondere der Verteidigungsrechte, erlassen
werden.

69. Ob eine Unverhaltnisméafliigkeit vorliegt, zeigt sich also am Maf} der MafSinahmen und Sanktionen,
die in Bezug auf den Betroffenen ergriffen wurden oder werden konnten. Diese Unverhaltnisméfligkeit
ist das objektive Merkmal der Verfolgung, d. h. eines Eingriffs in ein Recht der Person, von dem nicht
abgewichen werden darf.

70. In diesem Rahmen ist es Sache der fiir die Priifung des Asylantrags zustdndigen Behorden, konkret
zu untersuchen, welches die im Herkunftsland geltend gemachte Norm und die Repressionspraxis — im
weiten Sinne und nicht nur aus der Sicht des Strafrechts — ist, die in diesem Fall tatsdchlich zur
Anwendung kommt.

71. Die von mir vorgeschlagene Auslegung liegt auf derselben Linie wie die des EGMR in seinem
Unzuléssigkeitsbeschluss in der Sache Z und T/Vereinigtes Konigreich*.

26 — Vgl. EGMR, Urteile vom 7. Juli 1989, Soering/Vereinigtes Konigreich, Serie A Nr. 161, §§ 88 und 113, vom 4. Februar 2005, Mamatkoulov
und Askarov/Tirkei, Reports of Judgements and Decisions, 2005-1, § 91, vom 12. Mai 2010, Khodzhayev/Russland, §§ 89 bis 105, und vom
8. Juli 2010, Abdulazhon Isakov/Russland, §§ 106 bis 112 und §§ 120 bis 131.

27 — Zur Anwendung dieser Grundsitze siehe insbesondere EGMR, Urteil Leyla Sahin/Tirkei, §§ 104 bis 123 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung.

28 — Vgl. EGMR, Beschluss vom 28. Februar 2006, Z und T/Vereinigtes Konigreich, Reports of Judgements and Decisions, 2006-111
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72. Diese Sache bedarf der Erwdhnung, weil die dem EGMR vorgelegte Frage sehr dhnlich, wenn nicht
gar identisch ist mit der, die uns das Bundesverwaltungsgericht mit seinen Vorlagebeschliissen
unterbreitet hat. Auflerdem muss der Standpunkt des EGMR dargelegt werden, weil, wie wir gesehen
haben, die Religionsfreiheit in der Charta und in der EMRK gleichlautend festgelegt ist. Die
Bedeutung und der Umfang dieser Freiheit sind daher unter Beriicksichtigung der vom EGMR
entwickelten Rechtsprechung zu bestimmen.

73. Der EGMR hat sich in der genannten Sache mit der Frage auseinandergesetzt, ob einem
Vertragsstaat aufgrund von Art. 9 EMRK eine Schutzpflicht obliegen kann, wenn er den
Fliichtlingsstatus einer Person verweigert, der es bei ihrer Riickkehr in ihr Herkunftsland verwehrt
wire, ihren Glauben frei und offen zu leben. Zwei pakistanische Staatsangehorige christlichen
Glaubens machten in jenem Fall geltend, dass sie bei Rickkehr in ihr Herkunftsland nicht als
Christen leben konnten, ohne der Gefahr von Feindseligkeiten ausgesetzt zu sein, und Mafinahmen
ergreifen miissten, um ihre Religionszugehorigkeit zu verheimlichen. Nach Ansicht der Klager liefe es,
wollte man von ihnen praktisch verlangen, ihr Verhalten zu dndern, indem sie ihre Zugehorigkeit zum
Christentum verheimlichten und auf die Moglichkeit verzichteten, iiber ihren Glauben zu reden und
ihn anderen gegeniiber zu bekunden, darauf hinaus, ihnen ihr Recht auf Religionsfreiheit als solches zu
versagen.

74. Der EGMR hat ihre Klage aufgrund einer Unterscheidung zwischen den in den Art. 2 bis 6 EMRK
verankerten Grundprinzipien und den tbrigen Bestimmungen der EMRK abgewiesen.

75. Er hat bekriftigt, dass die Schutzpflicht eines Vertragsstaats gegeben sein kann, wenn eine Person
ausgewiesen wird, die bei der Riickkehr in ihr Herkunftsland der tatsdchlichen Gefahr ausgesetzt ist,
ihr Leben zu verlieren, gefoltert zu werden, willkiirlich inhaftiert zu werden oder einer flagranten
Rechtsverweigerung ausgesetzt zu sein. Diese Rechtsprechung beruht auf der grundlegenden
Bedeutung dieser Vorschriften. Der EGMR hat diese ,zwingenden“ Erwdgungen nicht automatisch auf
die iibrigen Bestimmungen der EMRK anwenden wollen, denn, so der EGMR, rein pragmatisch
gesehen ,kann man von dem ausweisenden Vertragsstaat nicht verlangen, dass er den Ausldnder
lediglich in ein Land ausweist, in dem die Bedingungen voll und ganz mit den Garantien fiir die
Rechte und Freiheiten iibereinstimmen, die in der EMRK verankert sind”.

76. So hat der EGMR es abgelehnt, diese Rechtsprechung auf Art. 9 EMRK auszudehnen, wenn der
Betroffene lediglich Gefahr lauft, in der Ausiibung seiner Religion behindert zu werden. Er hat namlich
erldutert, dass andernfalls die Vertragsstaaten ,fiir die ibrige Welt als indirekte Garanten der
Religionsfreiheit auftreten miissten. Nur unter auflergewohnlichen Umstdnden, wenn fiir den
Betroffenen die ,tatsichliche Gefahr einer flagranten Verletzung“ dieser Freiheit bestehe, treffe den
Vertragsstaat eine Schutzpflicht. Man konne sich jedoch kaum einen Rechtsstreit vorstellen, in dem
eine hinreichend flagrante Verletzung der genannten Freiheit fiir den Betroffenen nicht zugleich auch
mit der tatsdchlichen Gefahr verbunden sei, sein Leben zu verlieren, gefoltert zu werden und einer
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung ausgesetzt zu sein, d. h., eine flagrante
Rechtsverweigerung zu erleiden oder willkiirlich inhaftiert zu werden.

77. Aus diesen Erwdgungen meine ich daher, dass Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie dahin
auszulegen ist, dass eine schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit eine ,Verfolgungshandlung”
darstellen kann, wenn der Asylbewerber aufgrund der Ausiibung dieser Freiheit oder aufgrund des
Verstofles gegen die Beschrankungen, denen diese Freiheit in seinem Herkunftsland unterliegt, der
tatsdchlichen Gefahr ausgesetzt ist, exekutiert, gefoltert oder einer unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung ausgesetzt zu sein, versklavt oder in Leibeigenschaft gehalten zu werden,
willkiirlich verfolgt oder inhaftiert zu werden.
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78. Diese Auslegung bietet meiner Ansicht nach zum einen die Moglichkeit, einen gemeinsamen
Mindestschutz fiir saimtliche Mitgliedstaaten festzulegen, den diese nicht unterschreiten diirfen, und
zum anderen, ihnen in Einklang mit Art. 3 der Richtlinie die Freiheit zu lassen, giinstigere Normen zu
erlassen oder beizubehalten, sofern diese Normen mit der Richtlinie vereinbar sind.

79. Diese Uberlegung will ich auf die Lage der Kliger der Ausgangsverfahren iibertragen.

80. In Pakistan, wo der sunnitische Islam Staatsreligion ist und die Anhdnger dieser Religion die
Bevolkerungsmehrheit darstellen, bildet die Ahmadiyya-Glaubensgemeinschaft eine religiose
Minderheit, deren Mitglieder als Abtriinnige angesehen werden. Seitdem der Beschluss XX am
28. April 1984 in Kraft getreten ist, hat das Blasphemiegesetz die Art. 295 und 298-A des
pakistanischen Strafgesetzbuchs verschirft, indem jede Person, die durch Wort oder Schrift, Gesten
oder Darstellungen, mit direkten oder indirekten Anspielungen den heiligen Namen des Propheten
Mohammed oder die mit dem Islam zusammenhdngenden Symbole und Stitten beleidigt, mit der
Todesstrafe oder einer Freiheitsstrafe bestraft werden kann. Auflerdem wird gemdfd den Art. 298-B
und 298-C desselben Strafgesetzbuchs jedes Mitglied der Ahmadiyya-Glaubensgemeinschaft mit einer
Freiheitsstrafe von drei Jahren und einer Geldstrafe bestraft, wenn es seinen Glauben offentlich
bekundet, diesen Glauben mit dem Islam gleichsetzt, fiir ihn wirbt, sich fiir eine Bekehrung einsetzt,
die mit dem Islam zusammenhédngenden Symbole, Beschreibungen, Titel oder Gruf3formeln verwendet
oder iibernimmt, Koransuren offentlich vortrigt, mit dem Islam zusammenhéngende Gebrauche, z. B.
Begrabniszeremonien, tibernimmt oder auf jede sonstige Art und Weise den Islam beleidigt.

81. Angesichts dieser Informationen sind die in den Art. 9 und 10 der Richtlinie festgelegten Kriterien
erfillt. Das intellektuelle Element der Verfolgungshandlung im Sinne von Art. 10 der Richtlinie beruht
auf dem religiosen Grund, zumal sich die Art. 298-B und 298-C des pakistanischen Strafgesetzbuchs
eindeutig auf Ahmadis beziehen. Was das materielle Element angeht, ist dieses in der
Strafgesetzgebung und den in ihr vorgesehenen Sanktionen zu sehen.

82. Falls dieses Gesetz von den pakistanischen Behorden tatsichlich angewendet wird — was von der
fir die Priifung des Asylantrags zustdndigen Behorde anhand der Berichte zu untersuchen ist, die von
den Staaten und den Organisationen zum Schutz der Menschenrechte regelmiflig herausgegeben
werden —, kann es das Ausmaf} einer Verfolgung annehmen.

83. Der Verstofl gegen das genannte Gesetz ist ndamlich mit schweren und nicht hinnehmbaren
Beeintrachtigungen der Person verbunden.

84. Zum einen stellt das im Gesetz enthaltene Verbot dadurch, dass es den Einzelnen eines
wesentlichen Teils seiner Personlichkeit beraubt, eine schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit
dar. Auflerdem verletzt das Gesetz die in den Art. 11 und 12 der Charta und in den Art. 10 und 11
EMRK verankerte Meinungs- und Vereinigungsfreiheit, denn den Glaubigen wird durch die
gesetzliche Beschriankung des Rechts, ihren Glauben offentlich zu bekennen, das Recht verweigert,
sich zusammenzuschliefSen und ihren Glauben zu bekennen.

85. Zum anderen fithren die mit diesem Verbot verbundenen Sanktionen dazu, dass demjenigen, der
sich weiterhin zu seinem Glauben bekennt, eine Freiheitsstrafe oder sogar die Todesstrafe droht und
er damit seiner wichtigsten Rechte beraubt wird.

86. In Beantwortung der ersten Frage des vorlegenden Gerichts meine ich daher, dass Art. 9 Abs. 1
Buchst. a der Richtlinie dahin auszulegen ist, dass eine schwerwiegende Verletzung der
Religionsfreiheit — unabhéngig davon, auf welchen Teil der Religionsfreiheit sich dieser Eingriff richtet
— eine ,Verfolgungshandlung” darstellen kann, wenn der Asylbewerber aufgrund der Ausiibung dieser
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Freiheit oder eines Verstofles gegen Beschriankungen, denen diese Freiheit in seinem Herkunftsland
unterliegt, der tatsdchlichen Gefahr ausgesetzt ist, exekutiert oder gefoltert zu werden, eine
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung zu erleiden, versklavt oder in Leibeigenschaft gehalten
oder willkiirlich verfolgt oder inhaftiert zu werden.

87. In diesem Rahmen steht es den Mitgliedstaaten geméifd Art. 3 der Richtlinie 2004/83 frei,
giinstigere Normen zu erlassen oder beizubehalten, sofern diese Normen mit der Richtlinie vereinbar
sind.

88. In Anbetracht der Antwort, die ich fiir diese erste Frage vorschlage, braucht die zweite Frage des
vorlegenden Gerichts meines Erachtens nicht gepriift zu werden.

C — Zur dritten Frage

89. Mit seiner dritten Frage mochte das vorlegende Gericht wissen, ob die Furcht eines Fliichtlings vor
Verfolgung gemafd Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie begriindet ist, wenn er die Absicht hat, bei seiner
Riickkehr in sein Herkunftsland religiose Betdtigungen vorzunehmen, die ihn einer Gefahr fiir sein
Leben, seine Freiheit oder seine Unversehrtheit aussetzen, oder ob ihm stattdessen zuzumuten ist,
dass er davon Abstand nimmt.

90. Bei der Frage geht es ganz konkret darum, ob diese Vorschrift dahin ausgelegt werden kann, dass
die Furcht eines Fliichtlings vor Verfolgung dann nicht begriindet ist, wenn er einer
Verfolgungshandlung in seinem Herkunftsland dadurch entgehen kann, dass er davon Abstand
nimmt, sich zu seinem Glauben o6ffentlich zu bekennen.

91. Ich bin entschieden gegen eine derartige Auslegung, und zwar aus den nachstehenden Griinden.

92. Erstens findet diese Auslegung keine Grundlage in der Richtlinie, insbesondere nicht in deren
Art. 4.

93. Im Rahmen eines Antrags auf internationalen Schutz muss die fiir die Priiffung des Asylantrags
zustdndige Behorde bekanntlich gemafd Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie priifen, ob die Furcht des
Betroffenen, nach Riickkehr in sein Herkunftsland verfolgt zu werden, begriindet ist. Das Gefiihl der
Furcht ist zwar mit Subjektivitit behaftet, aber es geht darum, nachzuweisen, dass dieses Gefiihl
aufgrund von eher objektiven Griinden berechtigt ist. Die Beurteilung der Begriindetheit der Furcht
beinhaltet darum ausschliefllich eine konkrete Einschiatzung der Gefahren, denen der Betroffene
ausgesetzt ist, sobald er in sein Herkunftsland zuriickkehrt.

94. Das bedeutet, dass der Antrag auf internationalen Schutz, dessen Grundsitze in Art. 4 der
Richtlinie aufgefiihrt sind, einer individuellen Priifung zu unterziehen ist.

95. Nach Art. 4 Abs. 3 Buchst. a der Richtlinie sind alle verfiigbaren Auskiinfte und alle mit dem
Herkunftsland des Antragstellers verbundenen Tatsachen, insbesondere die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften dieses Landes sowie die Art und Weise, in der sie angewandt werden, zu
priifen.

96. Sodann ist zu priifen, wie sich der Betroffene nach Riickkehr in sein Herkunftsland verhalten wird,
insbesondere, was er dort zu tun beabsichtigt.
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97. Die fiir die Priifung des Asylantrags zustindige Behorde muss nach Art. 4 Abs. 2, 3 Buchst. b bis d
und 4 der Richtlinie samtliche verfiigbaren Informationen iiber den Asylbewerber beriicksichtigen,
insbesondere tiber seine Personlichkeit, seinen Charakter, seine individuelle Lage, seine Einstellung,
sein Alter und seine Vorstrafen sowie iiber die Tatigkeiten, die er unternommen oder nicht
unternommen hat, seitdem er sein Herkunftsland verlassen hat.

98. Wie wir sehen, handelt es sich um sehr konkrete Informationen, die lediglich die Feststellung
ermoglichen sollen, ob nach der Riickkehr des Asylbewerbers in sein Herkunftsland eine begriindete
Furcht besteht, dass die Titigkeiten, die er unternehmen wird, ihn einer Verfolgungshandlung
aussetzen werden. In dieser Vorschrift weist jedoch nichts darauf hin, dass bei der Beurteilung der
Begriindetheit der Furcht eine Losung anzustreben wire, die es dem Asylbewerber ermoglicht, in
seinem Herkunftsland zu leben, ohne Gewalt befiirchten zu miissen, indem man von ihm u. a.
verlangt, auf bestimmte ihm garantierte Rechte und Freiheiten zu verzichten.

99. Zweitens gewdhrleistet eine derartige Auslegung — entgegen dem zehnten Erwiagungsgrund der
Richtlinie und der stindigen Rechtsprechung des Gerichtshofs — nicht die Wahrung der in der Charta
festgeschriebenen Grundrechte.

100. Zum einen meine ich, dass diese Auslegung der in Art. 1 der Charta verankerten Menschenwiirde
zuwiderliefe. Wollte man ndmlich vom Asylbewerber verlangen, seinen Glauben zu verheimlichen, zu
dndern oder davon Abstand zu nehmen, seinen Glauben offentlich zu bekennen, wiirden wir von ihm
verlangen, etwas zu dndern, was moglicherweise einen grundlegenden Teil seiner Identitidt ausmacht,
d. h,, sich selbst zu verleugnen. Niemand hat jedoch das Recht hierzu.

101. Zum anderen verstofit diese Auslegung gegen Art. 10 der Charta, denn sie wiirde den Betroffenen
eines Grundrechts berauben, das ihm in dieser Vorschrift tiber die in Art. 52 Abs. 1 der Charta
ausdriicklich vorgesehenen Fille hinaus garantiert wird.

102. Auflerdem wiirde die fir die Prifung des Asylantrags zustindige Behorde, wollte sie der
genannten Auslegung folgen, Gefahr laufen, eine Lage, in der die Grundrechte des Asylbewerbers
verletzt werden und unter der dieser in seinem Herkunftsland ohnehin schon leidet, zu
verschlimmern. Uberdies fithrt diese Auslegung letztlich dazu, den Asylbewerber fiir die Gewalt, der
er ausgesetzt ist, teilweise verantwortlich zu machen, obwohl er Opfer der Unterdriickung ist.

103. Drittens konnen wir verniinftigerweise von einem Asylbewerber nicht erwarten, dass er zur
Verhinderung einer Verfolgung davon Abstand nimmt, seinen Glauben zu bekennen, oder irgendeinen
anderen grundlegenden Teil seiner Identitdt verbirgt, denn dann bestiinde die Gefahr, dass die Rechte,
die durch die Richtlinie geschiitzt werden sollen, und die mit ihr angestrebten Ziele in Frage gestellt
werden”.

104. Eine Verfolgung bleibt nidmlich auch dann eine Verfolgung, wenn der Betroffene nach Riickkehr
in sein Herkunftsland die Moglichkeit hat, sich bei der Ausiibung seiner Rechte und Freiheiten
zuriickhaltend und diskret zu verhalten, indem er seine Sexualitit und seine politischen Ansichten
sowie seine Zugehorigkeit zu einer Gemeinschaft verheimlicht oder davon Abstand nimmt, seine
Religion auszuiiben®. Anderenfalls wiirde der Richtlinie schlicht und einfach ihre praktische
Wirksamkeit genommen, denn sie konnte Personen nicht schiitzen, die, nachdem sie sich entschieden
haben, in ihrem Herkunftsland ihre Rechte und Freiheiten auszuiiben, Verfolgungshandlungen

29 — Ich schliefSe bei meiner Priiffung natiirlich Falle aus, in denen die religiosen Riten besonders unangemessen sind, z. B. bei Menschenopfern
oder beim Gebrauch von Drogen.

30 — Vgl. Urteil des Supreme Court of the United Kingdom (Vereinigtes Konigreich) HJ (Iran)/Secretary of State for the Home Department und
HT (Kamerun)/Same, (2010) UKSC 31.

ECLLEU:C:2012:224 15



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN BOT — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-71/11 UND C-99/11
Y UND Z

ausgesetzt sind. In Féllen wie den Ausgangsverfahren hiefle das, dass die Rechte, die die Richtlinie Y
und Z garantieren will und auf die sich ihr Asylantrag gerade stiitzt, und zwar ihr Recht, sich
offentlich zu ihrer Religion zu bekennen, ohne befiirchten zu miissen, verfolgt zu werden, ihrer
Wirkung beraubt wiirden.

105. Viertens richtet sich auf diesem Gebiet nichts nach rationalen Erwégungen. Wie der Gerichtshof
in seinem Urteil Salahadin Abdulla u. a.” festgestellt hat, ist die Beurteilung der Grof3e der Gefahr in
allen Fillen mit Wachsamkeit und Vorsicht vorzunehmen, da Fragen der Integritit der menschlichen
Person und der individuellen Freiheiten betroffen sind, die zu den Grundwerten der Europdischen
Union gehoren®. Wollte man von einem Asylbewerber erwarten, dass er sich verniinftig verhilt,
obwohl er in Unsicherheit und Angst vor Gewalt oder einer Inhaftierung lebt, konnte man die Gefahr,
der die Person ausgesetzt wire, nicht zutreffend beurteilen. Dies wire eine riskante Wette, und das
Asylrecht darf sich nicht auf eine solche Prognose stiitzen. Auflerdem hielte ich das fiir leichtsinnig.
Egal ndmlich, zu welchen Anstrengungen der Betroffene im Hinblick auf seine Art, in der
Offentlichkeit zu leben, bereit sein mag, er bliebe in seinem Herkunftsland immer ein Abtriinniger,
ein Dissident oder ein Homosexueller. Es ist jedoch bekannt, dass in einigen Lindern sdmtliche —
selbst die unbedeutendsten — Titigkeiten ein Vorwand fiir jede Art von Ubergriffen sein kénnen.

106. Aufgrund dieser Erwdagungen bin ich somit der Ansicht, dass Art. 2 Buchst. ¢ der Richtlinie dahin
auszulegen ist, dass die Furcht eines Asylbewerbers vor Verfolgung dann begriindet ist, wenn er
beabsichtigt, nach der Riickkehr in sein Herkunftsland religiose Betidtigungen fortzusetzen, die ihn der
Gefahr einer Verfolgung aussetzen. Unter diesen Umstdnden und im Sinne der Wahrung der in der
Charta festgeschriebenen Grundrechte bin ich der Ansicht, dass die fiir die Priifung des Asylantrags
zustdndige Behorde diesem Asylbewerber verniinftigerweise nicht zumuten kann, dass er von diesen
Betdtigungen, insbesondere seinem Glaubensbekenntnis, Abstand nimmt.

IV — Ergebnis

107. Aufgrund der vorstehenden Erwédgungen schlage ich dem Gerichtshof vor, dem
Bundesverwaltungsgericht wie folgt zu antworten:

1.  Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 {iiber
Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz bendétigen,
und iiber den Inhalt des zu gewédhrenden Schutzes ist dahin auszulegen, dass eine
schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit — unabhingig davon, auf welchen Teil der
Religionsfreiheit sich dieser Eingriff richtet — eine , Verfolgungshandlung“ darstellen kann, wenn
der Asylbewerber aufgrund der Ausiibung dieser Freiheit oder aufgrund des Verstofles gegen
Beschriankungen, denen diese Freiheit in seinem Herkunftsland unterliegt, der tatsdchlichen
Gefahr ausgesetzt ist, exekutiert, gefoltert oder einer unmenschlichen oder erniedrigenden
Behandlung ausgesetzt zu sein, versklavt oder in Leibeigenschaft gehalten oder willkiirlich
verfolgt oder inhaftiert zu werden.

Es steht den Mitgliedstaaten gemiafl Art. 3 der Richtlinie 2004/83 frei, giinstigere Normen zu
erlassen oder beizubehalten, sofern diese Normen mit der Richtlinie vereinbar sind.

2. Art. 2 Buchst. c der Richtlinie 2004/83 ist dahin auszulegen, dass die Furcht eines Asylbewerbers
vor Verfolgung dann begriindet ist, wenn er beabsichtigt, nach der Riickkehr in sein
Herkunftsland religiose Betdtigungen fortzusetzen, die ihn der Gefahr einer Verfolgung
aussetzen. Die fiir die Prifung des Asylantrags zustindige Behorde kann in diesem

31 — Urteil vom 2. Mérz 2010 (C-175/08, C-176/08, C-178/08 und C-179/08, Slg. 2010, 1-1493).
32 — Randnr. 90 des Urteils.
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Zusammenhang und im Sinne der Wahrung der in der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union festgeschriebenen Grundrechte diesem Asylbewerber verniinftigerweise
nicht zumuten, dass er von diesen Betdtigungen, insbesondere seinem Glaubensbekenntnis,

Abstand nimmt.

ECLLEU:C:2012:224 17



	Schlussanträge des Generalanwalts
	I – Der unionsrechtliche Rahmen
	II – Ausgangsverfahren und Vorlagefragen
	III – Rechtliche Würdigung
	A – Vorbemerkungen
	B – Zur ersten Frage
	1. Die Religionsfreiheit im Rahmen der Richtlinie
	2. Die Verfolgungshandlung im Zusammenhang mit der Verletzung der Religionsfreiheit

	C – Zur dritten Frage

	IV – Ergebnis


